
QUO VADIS GRUPPENFINANZIERUNG:  
AKTUELLE ENTWICKLUNGEN ZU  
STEUERLICHEN BESONDERHEITEN BEI 
(GRUPPENINTERNEN) FINANZIERUNGS-
TRANSAKTIONEN

Gruppeninterne Finanzierungstransaktionen stellen regelmäßig einen Prüfungsschwer-

punkt in Betriebsprüfungen dar. Erfreulicherweise klärt sich die Ermittlung steuerlich zu 

akzeptierender Zinssätze durch finanzgerichtliche Entscheidungen und Verlautbarungen 

der Finanzverwaltung weiter auf. Angesichts enorm volatiler Finanzmärkte bereitet die 

Zinssatzbestimmung dennoch große praktische Probleme. Mit Datenbankstudien kann 

hier Rechtssicherheit erlangt werden. 

GRUPPENINTERNE FINANZIERUNGEN  

IM FOKUS DER FINANZVERWALTUNG

Vom Hidden Champion bis zum Global Player – kaum 

eine mittelständische Unternehmensgruppe setzt als 

Teil ihrer Unternehmensstrukturierung nicht auf die 

Etablierung von mehreren Gruppengesellschaften im 

In- und Ausland. Die Gründe hierfür sind zahlreich – 

von rechtlichen Erfordernissen in einzelnen Staaten 

über die Haftungsbeschränkung bis zur organisato-

rischen Gliederung der Unternehmensgruppe. Für die 

Finanzierung der Gruppengesellschaften steht eine 

Vielzahl von unterschiedlichen Instrumenten zur Ver-

fügung, wobei neben der Eigen- auch die Fremdfinan-

zierung eine entscheidende Rolle spielt. 
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Fraglich ist bei gruppeninternen Finanzierungstrans-

aktionen stets die steuerliche Behandlung von Zinsauf-

wendungen und -erträgen, insbesondere hinsichtlich 

der Höhe des Zinssatzes. Die Frage nach der Angemes-

senheit der Höhe des Zinssatzes stellt sich sowohl bei 

rein nationalen (z. B. beim Verdacht einer verdeckten 

Gewinnausschüttung) als auch bei grenzüberschrei-

tenden gruppeninternen Finanzierungstransaktionen, 

wobei Inbound- und Outbound-Sachverhalte gleicher-

maßen betroffen sind. Erschwert wird die steuerliche 

Behandlung dieser Finanzierungstransaktionen durch die 

Vielzahl flankierender Vorschriften, wie der Zinsschran-

kenregelung, der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung 

von Finanzierungsentgelten und der Hinzurechnungsbe-

steuerung.

In der jüngeren Vergangenheit haben sich in diesem 

Kontext zahlreiche Neuerungen ergeben. Neben der 

hohen Dynamik und Volatilität am Zinsmarkt des letz-

ten Jahres hat die Finanzverwaltung die neuen Verwal-

tungsgrundsätze Verrechnungspreise 2023 (kurz: 

„VWG VP 2023“) veröffentlicht, der BFH hat sich 

zum Thema der sog. Margenteilung geäußert und 

der Gesetzgeber plant die Einführung einer sog. 

Zinshöhenschranke. 

DYNAMIK UND VOLATILITÄT AM ZINSMARKT

Im Grundsatz ist die Bestimmung eines angemessenen 

Zinssatzes einfach. Angemessen ist der Zinssatz, den 

voneinander unabhängige Dritte unter gleichen oder 

vergleichbaren Verhältnissen vereinbart hätten (sog. 

Fremdvergleichsgrundsatz). Dies gilt prinzipiell für Zwe-

cke des § 1 AStG wie auch für die Qualifikation einer 

verdeckten Gewinnausschüttung. Hierfür kann z. B. 

auf öffentlich verfügbare Unternehmensanleihedaten 

zurückgegriffen werden. Der angemessene Zinssatz 

lässt sich folglich aus den Umlaufrenditen (d. h. der 

Rendite auf Basis aktueller Marktwerte) vergleichbarer 

Unternehmensanleihen ableiten.

Aus Sicht der Steuerpflichtigen stellen die Dynamik und 

Volatilität des Zinsmarktes der letzten zwölf bis 18 Mo-

nate jedoch eine enorme Herausforderung dar. Exemp-

larisch zeigt sich dies an der Entwicklung der Umlauf- 

renditen in Euro denominierter Unternehmensanleihen 

von Emittenten mit einem Investment Grade Rating mit 

einer Laufzeit von einem Jahr über die letzten zehn Jah-

re. Im Zeitraum von Juli 2013 bis Mai 2022 haben sich die 

Umlaufrenditen in einem relativ engen Korridor zwischen 

etwa -0,4 % und 1,3 % bewegt. Im darauffolgenden 

Zeitraum von Juni 2022 bis Juni 2023 hingegen haben 

sich die Umlaufrenditen zwischen 1,4 % und 4,3 %  

bewegt. Das entspricht einer Vervielfachung der zuvor 

für etwa neun Jahre als fremdüblich geltenden Zinssät-

ze binnen kurzer Zeit.
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Gleichzeitig haben sich die Umlaufrenditen von Unter-

nehmensanleihen von Emittenten guter Bonität (sog. 

Investment Grade) und von Emittenten schlechter Boni-

tät (sog. High Yield) sehr ungleichmäßig entwickelt. So 

hat die Differenz zwischen den Umlaufrenditen (sog. 

Spread) am 01.03.2023 noch 1,93 Prozentpunkte betra-

gen, wohingegen der Spread nur zwei Monate später 

am 02.05.2023 schon 7,85 Prozentpunkte betragen hat. 

Folglich kann eine – im Einzelfall nur geringfügig –

schlechter eingeschätzte Bonität zu einer enorm hohen 

Abweichung bei der Bestimmung des fremdüblichen 

Zinssatzes führen. 

Quelle: S&P Capital IQ, Stand: 19.07.2023
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Im langfristigen historischen Durchschnitt zeigt sich, 

dass die Umlaufrenditen von Unternehmensanleihen 

mit steigender Laufzeit korrelieren. Dies entspricht der 

volkswirtschaftlichen Lehre, dass mit steigender (Rest-)

Laufzeit einhergehende Zinsänderungsrisiken durch  

Risikoaufschläge kompensiert werden.

Aktuell ist am Zinsmarkt jedoch das Phänomen einer 

(teilweise) inversen Zinsstrukturkurve zu beobachten. 

So rentieren am 19.07.2023 kurzfristige Unterneh-

mensanleihen (Restlaufzeiten bis zu einem Jahr) höher 

als mittelfristige Unternehmensanleihen (Restlaufzei-

ten zwischen einem und zehn Jahren), diese rentieren 

aber wiederum niedriger als langfristige Unterneh-

mensanleihen (Restlaufzeiten zwischen zehn und 20 

Jahren), wobei sehr langfristige Unternehmensanlei-

hen (Restlaufzeiten über 25 Jahren) am niedrigsten 

rentieren. Pauschale Aussagen über die Entwicklung 

des Zinssatzes in Abhängigkeit von der (Rest-)Laufzeit 

sind daher kaum (noch) möglich.

NEUE VERWALTUNGSGRUNDSÄTZE  

VERRECHNUNGSPREISE 2023

Mit Datum vom 06.06.2023 hat die Finanzverwaltung 

die VWG VP 2023 veröffentlicht. Änderungen gegen-

über den bis dato gültigen VWG VP 2021 ergeben sich 

insbesondere in Kapitel J zu Finanzierungstransaktionen. 

Begrüßenswert ist, dass die Rn. 3.92 der VWG VP 2021 

ersatzlos gestrichen worden ist. Diese sah zum einen 

vor, dass der Betriebsausgabenabzug für Zinsaufwen-

dungen eines deutschen Darlehensnehmers auf eine 

risikolose Rendite begrenzt sein sollte, wenn der Dar-

lehensgeber nicht die Fähigkeit und die Befugnis hat, 

das Risiko der Finanzierungstransaktion zu kontrollieren 

oder es zu tragen (nunmehr geregelt in Rn. 3.125 der 

VWG VP 2023). 
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Hinsichtlich der Ermittlung des Entgelts sah die Finanzver-

waltung zum anderen grundsätzlich die Anwendung der 

Kostenaufschlagsmethode auf der Grundlage der nachge-

wiesenen und direkt zurechenbaren Betriebskosten vor. 

Die Auffassung der vorrangigen Anwendung der Kosten-

aufschlagsmethode wurde nunmehr aufgegeben. Statt-

dessen soll – wie üblich – die am besten geeignete Me- 

thode angewandt werden (Rn. 3.125 der VWG VP 2023).

Der vorrangigen Anwendung der Kostenaufschlags-

methode hat der BFH bereits mit Urteil vom 18.05.2021 

(Az. I R 4/17) widersprochen. Nach Auffassung des BFH 

ist für die Ermittlung fremdüblicher Darlehenszinssätze 

vor der Anwendung der Kostenaufschlagsmethode zu 

prüfen, ob ein fremdüblicher Zinssatz mithilfe der Preis-

vergleichsmethode ermittelt werden könne, z. B. auf 

der Grundlage von vergleichbaren Unternehmensanlei-

hen. Nach fast zwei Jahren hat die Finanzverwaltung 

das zitierte Urteil im Bundessteuerblatt veröffentlicht, 

sodass der Vorrang der Preisvergleichsmethode gegen-

über der Kostenaufschlagsmethode nun auch von der 

Finanzverwaltung akzeptiert sein dürfte.

In Rn. 3.127 wird zudem festgestellt, dass ein durch die 

gesellschaftsrechtlich begründeten Einfluss- und Kon-

trollmöglichkeiten vorhandener Wissensvorsprung zwi-

schen fremden Dritten eingepreist werden würde, wenn 

er auf eine vertraglich eingeräumte Position zurückgin-

ge. Demnach könne sich dieser auch auf die Höhe des 

Zinssatzes auswirken.

In Rn. 3.128 der VWG VP 2023 formuliert die Finanz-

verwaltung den Grundsatz, dass sowohl eine Besiche-

rung als auch eine Nichtbesicherung von Darlehen 

fremdüblich sein kann. Ob eine fehlende Darlehens-

besicherung fremdvergleichskonform ist, hängt davon 

ab, ob auch ein fremder Dritter – ggf. unter Berück-

sichtigung möglicher Risikokompensationen – das Dar-

lehen unter gleichen Bedingungen ausgereicht hätte. 

Dies hat der BFH bereits mit Urteil vom 13.01.2022 

(Az. I R 15/21) festgestellt und wird mit der Veröffent-

lichung des zitierten Urteils im Bundessteuerblatt nun-

mehr auch von der Finanzverwaltung so vertreten.

NEUE BFH-RECHTSPRECHUNG ZUR  

SOG. MARGENTEILUNG

In Anlehnung an das zuvor zitierte Urteil (Az. I R 4/17) 

hat der BFH mit Urteil vom 22.02.2023 (Az. I R 27/20) 

bestätigt, dass zur Bestimmung des fremdüblichen 

Zinssatzes vorrangig die Preisvergleichsmethode anzu-

wenden ist, weil diese Methode unmittelbar zur Fest-

stellung des Vergleichspreises führt und sie daher als 

die Grundmethode zur Bestimmung angemessener 

(Verrechnungs-)Preise anzusehen ist.

Dennoch erkennt der BFH an, dass in besonders gela-

gerten Fällen die Preisvergleichsmethode nicht anwend-

bar sein kann, z. B. weil keine oder keine ausreichende 

Datenbasis für deren Anwendung zur Verfügung steht. 

Darin sieht der BFH jedoch keinen Widerspruch zur  

bisherigen BFH-Rechtsprechung zu gruppeninternen  

Finanzierungstransaktionen. Stattdessen soll stets die 

am besten geeignete Verrechnungspreismethode zur 

Anwendung kommen, was – u. a. aus praktischen  

Gesichtspunkten – nicht zwangsläufig in jedem Fall 

die Preisvergleichsmethode ist.

Nach Ansicht des BFH ist es in Fällen der „privaten  

Gelegenheitskreditvergabe durch eine personalistisch 

strukturierte Gesellschaft an ihren beherrschenden 

Gesellschafter“ nicht zu beanstanden, wenn von dem 

(allgemeinen) Erfahrungssatz ausgegangen wird, dass 

sich private Darlehensgeber – gemeint sind wohl Dar-

lehensgeber, die selbst keine (gewerblichen) Bankge-

schäfte tätigen – und -nehmer die bankübliche Marge 
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zwischen Soll- und Habenzinsen teilen (sog. Margen-

teilung). Ist der Darlehensnehmer selbst nicht auch 

Darlehensnehmer gegenüber einer (fremden dritten) 

Bank, so bilden die banküblichen Habenzinsen die Un-

ter- und die banküblichen Sollzinsen die Obergrenze 

der Bandbreite fremdüblicher Zinssätze. Der im Einzel-

fall maßgebliche Zinssatz innerhalb der genannten 

Bandbreite ist durch Schätzung zu ermitteln.

Die Margenteilung stellt daher ein praktisches Instru-

ment für die Ermittlung fremdüblicher Zinssätze bei  

Finanzierungstransaktionen dar, wenn die Datenlage die 

Anwendung der Preisvergleichsmethode nicht zulässt.

GEPLANTE EINFÜHRUNG EINER ZINSHÖHEN-

SCHRANKE

Der Gesetzgeber arbeitet gerade an einer umfassenden 

Reform des Unternehmenssteuerrechts. Dazu wurde vom 

BMF im Juli 2023 der Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und 

Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness 

(Wachstumschancengesetz) veröffentlicht. Darin ist u. a. 

die Einführung eines neuen § 4l EStG-E (sog. Zinshöhen-

schranke) vorgesehen.

Im Kern beinhaltet die Zinshöhenschranke eine Begren-

zung des Betriebsausgabenabzugs von Zinsaufwendun-

gen der Höhe nach. Grundsätzlich sollen Zinsaufwen- 

dungen nicht abziehbar sein, soweit diese auf einem über 

dem Höchstsatz liegenden Zinssatz aufgrund einer Ge-

schäftsbeziehung zwischen nahestehenden Personen  

i. S. d. § 1 Abs. 2 AStG beruhen (§ 4l Sätze 1 und 4 EStG-

E). Höchstsatz ist der um zwei Prozentpunkte erhöhte 

Basiszinssatz nach § 247 BGB (§ 4l Satz 2 1. HS EStG-E). 

Dieser Basiszinssatz wird halbjährlich jeweils zum 01.01. 

und zum 01.07. eines jeden Kalenderjahres von der Deut-

schen Bundesbank bekanntgegeben (§ 247 Abs. 1 Satz 2 

und Abs. 2 BGB). Auf Grundlage des zum 01.07.2023 

bekanntgegebenen Basiszinssatzes in Höhe von 3,12 % 

ergäbe sich ein derzeit anwendbarer Höchstzinssatz in 

Höhe von 5,12 %. Im Ergebnis wären grundsätzlich sämt-

liche Zinsaufwendungen aus gruppeninternen Finanzie-

rungstransaktionen steuerlich nicht abziehbar, soweit der 

zugrunde liegende Zinssatz 5,12 % übersteigt. Mangels 

vorgesehener Ausnahme in Gruppenkonstellationen kön-

nen sich steuerliche Mehrbelastungen vor allem in mehr-

stufigen Unternehmensgruppen ergeben, da die Zins- 

höhenschranke grundsätzlich auf Ebene jeder Gruppen-

gesellschaft separat anzuwenden wäre.

Der Referentenentwurf sieht zwei Ausnahmen von der 

Zinshöhenschranke vor. Zum einen ist diese nicht anzu-

wenden, sofern der Gläubiger in dessen Ansässigkeitsstaat 

einer wesentlichen wirtschaftlichen Tätigkeit nachgeht 

und besagter Staat Amtshilfe leistet (§ 4l Sätze 4 und 5  

EStG-E). Für den Nachweis der wesentlichen wirtschaftli-

chen Tätigkeit wird auf den sog. Motivtest nach § 8 Abs. 2 

Sätze 2, 3 und 5 AStG verwiesen – d. h. erforderlich ist 

eine sachliche und personelle Ausstattung mit hinrei-

chend qualifiziertem Personal; eine Drittbesorgung muss 

ausgeschlossen sein.

Zum anderen kann der Steuerpflichtige nachweisen, dass 

sowohl der Gläubiger als auch die oberste Muttergesell-

schaft i. S. d. § 4 Abs. 3 des ebenso im Gesetzgebungsver-

fahren befindlichen Mindeststeuergesetzes das Fremd- 

kapital bei sonst gleichen Umständen nur zu einem über 

dem Höchstsatz liegenden Zinssatz hätten erhalten können 

(§ 4l Satz 2 2. HS EStG-E). In diesem Fall ist als Höchstsatz 

der Zinssatz anzunehmen, zu dem diese im günstigsten Fall 

eine Finanzierung erhalten hätten. Durch den Nachweis  

eines über dem Höchstzinssatz nach § 4l Satz 2 1. HS  

EStG-E liegenden fremdüblichen Zinssatzes können Zins-

aufwendungen auf Ebene des Darlehensnehmers unter 

Umständen doch in vollem Umfang abziehbar sein.
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UNSERE HERANGEHENSWEISE

Angesichts der hohen Dynamik und Volatilität des Zins-

markts sowie der Vielzahl relevanter Einflussfaktoren gibt es 

nicht eine standardmäßige Lösung zur Bestimmung des 

fremdüblichen Zinssatzes für sämtliche gruppeninternen  

Finanzierungstransaktionen. Stattdessen sind in jedem Fall 

die Umstände des Einzelfalls – d. h. der konkreten Finanzie-

rungstransaktion und der beteiligten Parteien – sowie die 

sich schnell verändernden recht lichen Rahmenbedingungen, 

die von Gesetzgeber, Rechtsprechung und Finanzverwal-

tung vorgegeben werden, zu berücksichtigen. Unabhängig 

von der konkreten Finanzierungstransaktion hat sich jedoch 

ein zweistufiger Prozess bewährt: Zunächst sind die für die 

konkrete Finanzierungstransaktion relevanten Einflussfakto-

ren zu identifizieren und zu bewerten. Dabei ist insbesonde-

re die Bonität des Darlehensnehmers – ggf. unter Berück- 

sichtigung eines etwaigen Konzernrückhalts – zu bestimmen.

Anschließend sind auf Grundlage der identifizierten und be-

werteten Einflussfaktoren Vergleichsdaten zu generieren, 

welche für die Ermittlung einer (ggf. eingeschränkten) Band-

breite fremdüblicher Zinssätze genutzt werden können. Um 

in repräsentativem Umfang geeignete Vergleichsdaten zu 

erhalten, haben sich in der Praxis Datenbankstudien etab-

liert. Auch von den Betriebsprüfungen ist zu vernehmen, 

dass derzeit geprüft wird, Datenbanken zur Ermittlung von 

Vergleichsdaten zu nutzen, soweit dies noch nicht der Fall 

ist. Um also die Höhe von Zinssätzen für Finanzierungsbezie-

hungen innerhalb einer Unternehmensgruppe rechtssicher 

und steuerlich wirksam festzulegen, bietet es sich an, auf 

entsprechende Datenbanken zurückzugreifen. 

Bereits seit geraumer Zeit erstellt Ebner Stolz Datenbank- 

studien, die aus einer Vielzahl von gängigen Datenbanken  

gespeist werden. Je nach dem erwarteten steuerlichen Risiko 

sowie den Präferenzen des Mandanten bieten wir unsere 

Leistungen zur Bestimmung fremdüblicher Zinssätze bei 

gruppeninternen Finanzierungstransaktionen in unterschied-

lichem Umfang an: Entweder in reduziertem Umfang als 

„Quick Check“ oder vollumfänglich als Datenbankstudie. Die-

se Angebote beinhalten insbesondere folgende Leistungen:
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ZINSSATZ TP QUICK CHECK

›  Bonitätseinschätzung des Darlehensnehmers (nicht 

der konkreten Darlehensbeziehung) auf Basis von 

Finanzkennzahlen und weiteren Faktoren wie 

Branchen- und Länderrisiken

›  Ermittlung einer Zinssatzbandbreite für USD-, EUR- 

oder GBP-Darlehen auf Basis von Corporate Yield 

Curves

›   Anpassungsrechnung betreffend Laufzeit (je nach 

Bedarf)

›  Deliverable: Zusammenfassung unserer Analyse-

ergebnisse (Bonitätseinschätzung des Darlehens-

nehmers plus Zinssatzbandbreite)

1

11

UMFASSENDE DATENBANKSTUDIE

›  Analyse der Finanzierungsstruktur des Darlehens-

nehmers sowie der Refinanzierungsstruktur des 

Darlehensgebers

›   Bonitätseinschätzung des Darlehensnehmers und Risi-

koeinschätzung der konkreten Darlehensbeziehung

›  Ermittlung einer Zinssatzbandbreite auf Basis ver-

gleichbaren Unternehmensanleihen (detaillierte 

Angemessenheitsanalyse inkl. Dokumentation)

›  Anpassungsrechnungen betreffend Laufzeit und / 

oder Währung

›  Deliverable: Datenbankstudie auf Basis von Un-

ternehmensanleihen inkl. umfassendem Report
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IHRE ANSPRECHPARTNER

 

Bei Fragen zu unseren Leistungsangeboten 

im Bereich der Datenbankstudien stehen 

Ihnen Ihre bekannten Ansprechpartner bei

Ebner Stolz sowie die Experten im Bereich des internati-

onalen Steuerrechts gerne zur Verfügung.


